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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 14, April 1960 

8 — 65304 — 2922/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 49 Abs. 2 des Zollgesetzes vom 
20. März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 529) in der Fassung des 
Fünften Zolländerungsgesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1671) den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Zolltarif- Verordnung 
(Deutscher Zolltarif I960)*) 


nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Es handelt sich um eine dringliche Zollvorlage im Sinne des 
§ 96a der Geschäftsordnung des Bundestages, da der „Deutsche 
Zolltarif I960" nach den in dem Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft übernommenen Ver- 
pflichtungen am 1. Juli 1960 in Kraft treten muß. Die Neurege- 
lung erstreckt sich auf landwirtschaftliche und gewerbliche 
Schutzzölle. 

Die Verordnung ist gleichzeitig dem Herrn Präsidenten des 
Bundesrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


*) Zolltarif als Sonderdruck verteilt 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 
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Entwurf einer Zolltarif- Verordnung 
(Deutscher Zolltarif 1960) 


Auf Grund des Artikels 3 Abs. 1 Nr. 1 und des 
Artikels 3 Abs. 2 und 3 des Gesetzes zu den Ver- 
trägen vom 25. März 1957 zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. II S. 753), 

auf Grund des § 3 Abs. 1 des Zolltarifgesetzes 
vom 23. Dezember 1958 (Bundesgesetzbl. II S. 751) 
und 

auf Grund des § 49 Abs. 2 Nr. 1 und 3 des Zoll- 
gesetzes vom 20. März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 529) 
in der Fassung des Artikels 1 Nr. 1 des Fünften 
Zolländerungsgesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1671) 

verordnet die Bundesregierung, nachdem dem 
Bundesrat Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben 
worden ist, mit Zustimmung des Bundestages: 

§ 1 

(1) Der Deutsche Zolltarif 1959 vom 23. Dezember 
1958 (Bundesgesetzbl. II S. 751) in der zur Zeit gel- 


tenden Fassung erhält mit Wirkung vom 1. Juli 1960 
die aus der Anlage ersichtliche Fassung. 

(2) Die Neufassung erhält die Bezeichnung „Deut- 
scher Zolltarif 1960". 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesge- 
setzbl. IS. 1) in Verbindung mit Artikel 4 des Ge- 
setzes zu den Verträgen vom 25. März 1957 zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und der Europäischen Atomgemeinschaft, § 5 
des Zolltarifgesetzes und Artikel 2 des Fünften 
Zolländerungsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am zehnten Tage nach 
ihrer Verkündung in Kraft. 


Begründung 


I. 

Die Verwirklichung der Zollunion 
in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft — 
Die Abschaffung der Binnenzölle 

(1) Grundlage der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft ist eine Zollunion. Zu ihrer Verwirklichung 
sieht der Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft u. a. vor, die Einfuhrzölle 
für den Binnenverkehr der Mitgliedstaaten schritt- 
weise abzubauen. 

(2) Der erste Schritt zum Abbau der Binnenzölle ist 
getan. Am 1. Januar 1959 haben die Mitgliedstaaten 
untereinander für jede Ware einen Zollsatz in Kraft 
gesetzt, der um 10 v. H. unter dem Ausgangszoll- 
satz — d. i. der am 1. Januar 1957 angewandte 
Zollsatz — liegt. Die Bundesrepublik Deutschland 
hat die erste „lineare" Zollherabsetzung mit der 
Einführung des Deutschen Zolltarifs 1959 durch- 
geführt. 

(3) Achtzehn Monate nach der ersten Zollsenkung 
— d. i. also am 1. Juli 1960 — sind die Binnenzölle 
zum zweiten Mal herabzusetzen. Dabei hat jeder 
Mitgliedstaat seine Zollsätze in der Weise zu sen- 
ken, daß die „Gesamtzollbelastung" um — weitere — 
10 V. H. herabgesetzt wird. Der EWG-Vertrag setzt 
also für die zweite Zollsenkung lediglich eine sum- 
marische Verpflichtung fest, innerhalb derer ausge- 
wählte Zollsätze auch um weniger als 10 v. H. ab- 


gebaut werden dürfen. Jeder Zollsatz muß dabei 
aber mindestens um 5 v. H. gesenkt werden. 

Der Abbau von Zollsätzen um weniger als 10 v. H. 
muß allerdings durch die Senkung anderer Zollsätze 
um mehr als 10 v. H. so ausgeglichen werden, daß 
sich eine Herabsetzung der Gesamtzollbelastung in 
Höhe von 10 v. H. ergibt. Der Vertrag eröffnet bei 
der zweiten Zollherabsetzung also eine „selektive" 
Methode, wobei die Auswahl der zu schonenden 
wie der zum Ausgleich stärker des Zollschutzes zu 
entblößenden Waren den Mitgliedstaaten über- 
lassen ist. 

Solange jedoch der Zollsatz für eine Ware 30 v. H. 
noch überschreitet, wird er bei jeder Herabsetzung 
um weitere mindestens 10 v. H. des Ausgangszoll- 
satzes gesenkt. 

Auch die Finanzzölle sind regelmäßig um minde- 
stens 10 V. H. herabzusetzen. 

(4) Die „selektive" Methode gestattet den Mitglied- 
staaten, in bestimmtem Umfang das Ausmaß der 
Zollsenkung bei den einzelnen Waren selbst zu 
bestimmen. Für ausgewählte Waren kann der Zoll- 
schutz langsamer und damit schonender abgebaut 
werden. Dies muß aber durch den schnelleren Abbau 
des Zollschutzes für andere Waren erkauft werden. 

(5) Der EWG-Vertrag schließt jedoch nicht aus, daß 
die Verpflichtung zur Herabsetzung der "Gesamt- 
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Zollbelastung" um 10 v. H. auch bei der zweiten 
Zollsenkung (und den folgenden Zollsenkungen) 
dadurch erfüllt wird, daß — wie bei der ersten 
Senkung — alle Zollsätze „linear" um 10 v. H. 
herabgesetzt werden, 

11 . 

Der Deutsche Zolltarif 1960 
A. Die Rechtsgrundlagen 

Änderungen des Deutschen Zolltarifs sind regel- 
mäßig im Wege der ordentlichen Gesetzgebung 
durchzuführen. Die Bundesregierung ist jedoch, um 
das Verfahren zu beschleunigen und die parlamen- 
tarischen Körperschaften zu entlasten, ermächtigt 
worden, Zolltarifänderungen durch Rechtsverord- I 
nung zu verwirklichen. Die Bundesregierung hat i 
dementsprechend die vorliegende Zolltarif-Verord- 
nung (Deutscher Zolltarif 1960) auf folgende drei 
Rechtsgrundlagen gestützt: 

1. Die Bundesregierung ist durch Artikel 3 Abs. 1 
Nr. 1 und Artikel 3 Abs. 2 und 3 des Gesetzes 
zu den Verträgen vom 25. März 1957 zur Grün- 
dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Europäischen Atomgemeinschaft vom 
27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. II S. 753) ermäch- 
tigt, mit Zustimmung des Bundestages, nachdem 
dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellungnahme 
gegeben worden ist, durch Rechtsverordnung 
den Zolltarif nach Maßgabe der Bestimmungen 
des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft insoweit zu ändern, als 
die Bundesrepublik Deutschland die zwischen 
den Mitgliedstaaten geltenden Zölle abzubauen 
hat. 

2. Die Bundesregierung ist durch § 3 Abs. 1 Nr. 1 
des Zolltarifgesetzes vom 23. Dezember 1958 
(Bundesgesetzbl. II S. 751) ermächtigt, bei Zoll- 
tarifänderungen durch Rechtsverordnung auf 
Grund des Artikels 3 des Gesetzes zu den Rom- 
Verträgen vom 25. März 1957 die Jahresbezeich- 
nung des Deutschen Zolltarifs 1959 zu ändern. 

3. Die Bundesregierung ist durch § 49 Abs. 2 Nr. 1 
und 3 des Zollgesetzes vom 20. März 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 529) in der Fassung des 
Fünften Zolländerungsgesetzes vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. II S. 1671) ermächtigt, mit Zu- 
stimmung des Bundestages, nachdem dem Bun- 
desrat Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben 
worden ist, durch Rechtsverordnung 

1. aus wirtschaftlichen Gründen Zollsätze zu 
ermäßigen und 

2. das Zolltarifschema unter Aufrechterhaltung 
der Zollsätze aus zolltechnischen Gründen zu 
ändern. 

B. Die Durchführung der zolltariflichen Neuordnung 

1. Die zweite Senkung der Binnenzölle 

(1) Die Bundesregierung hatte zu entscheiden, ob in 
Erfüllung der Verpflichtungen aus dem EWG-Ver- 
trag die zweite Senkung der Binnenzölle „selektiv" 


oder „linear" durchzuführen war. Der Abbau der 
Binnenzölle öffnet den Gemeinsamen Markt. Die 
damit verbundenen Vorteile und Nachteile sind 
von allen Beteiligten in gleicher Weise zu tragen. 

a) Bei der „selektiven" Methode können einzelne 
Waren nur auf Kosten anderer Waren geschont 
werden. Bei der Auswahl der zu schonenden 
wie bei der Auswahl der zu belastenden Waren 
wäre eine Unzahl von Faktoren abzuwägen. 
Trotz besten Willens und bei Heranziehung 
aller möglichen Hilfsmittel könnte der Gefahr 
von Ungerechtigkeiten kaum ausgewichen wer- 
den. 

b) Die „selektive" Methode gewährt nur einen zeit- 
lichen Aufschub. Der anfangs langsamer zum 
Abbau gelangende Zollschutz muß später um so 
schneller vermindert werden. Dem steht bei 
Waren, deren Zollsatz anfangs schneller gesenkt 
werden soll, eine später langsamer verlaufende 
Zollherabsetzung gegenüber. Es ist keine Ge- 
währ dafür gegeben, daß die durch diese Ver- 
schiebung des Effektes hervorgerufenen Vorteile 
und Schäden sich gegenseitig ausgleichen. 

c) Die „selektive" Methode ist durch die summa- 
rische Abbauverpflichtung an den Ausgleich 
gebunden. Der Ausgleich ist regelmäßig aber 
nicht etwa dadurch möglich, daß der langsamere 
Abbau bei einer Ware durch den schnelleren 
Abbau bei einer anderen Ware erzielt wird. 
Es ist unwahrscheinlich, daß die Senkung des 
Zollsatzes bei einer Ware um nur 5 v. H. durch 
den Abbau des Zollsatzes um 15 v. H. bei einer 
einzelnen anderen Ware ausgeglichen werden 
könnte; Voraussetzung hierfür wäre, daß die 
zum Ausgleich herangezogene Ware den glei- 
chen Einfuhrwert hätte wie die zu schonende 
Ware. Somit müßten für den Ausgleich mehrere 
Waren oder Warengruppen herangezogen wer- 
den, um gleiche Einfuhrwerte zu erhalten. Die 
Zollsätze der zum Ausgleich herangezogenen 
Waren müßten wahrscheinlich auch noch ver- 
schieden abgebaut werden, um im Ergebnis die 
summarische Verpflichtung zu erfüllen. Bei der 
„selektiven" Methode ist also das Ausmaß der 
Abbauverpflichtungen und der Stand der Erfül- 
lung dieser Verpflichtungen nur schwer zu über- 
sehen. Die „selektive" Methode führt insoweit 
zu Unklarheiten und zur Unübersichtlichkeit. 

] Die „selektive" Methode zwingt unumgänglich 
zu einem umfangreichen Rechenwerk, durch das 
der Nachweis über die Minderung der Gesamt- 
zollbelastung beim Abbau der Binnenzölle zu 
erbringen ist. Die Erstellung dieses Rechenwerks 
ist umständlich und zeitraubend. Der Wirtschaft 
werden voraufgehende Anträge, sich anschlie- 
ßende Verhandlungen und die Bereitstellung von 
Unterlagen aufgebürdet. Die gesamte Wirtschaft 
wird bis zur Entscheidung über die Auswahl der 
Waren beunruhigt. Die Verwaltung wird durch 
die Erstellung des Rechenwerks zusätzlidi be- 
lastet. 

) Die „lineare" Methode vermeidet alle diese Be- 
lastungen für Wirtschaft und Verwaltung. Sie 
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ist übersehbar und für jede Ware in jeder Stufe 
des Zollabbaues im voraus berechenbar. Sie 
eröffnet Wirtschaft und Verwaltung die Mög- 
lichkeit, sich rechtzeitig auf die vorgezeichnete 
Entwicklung einzustellen. 

In Abwägung der Vorteile und Nachteile von „line- 
arer" und „selektiver" Methode hat die Bundes- 
regierung beschlossen, beim zweiten Abbau die 
Binnenzölle ausschließlich „linear" zu senken. 

(2) Bei der zweiten Herabsetzung der Binnenzölle 
sind die Ausgangszollsätze, das sind die am 1. Januar 
1957 angewandten Zollsätze, zu senken. Wie bei 
der ersten Senkung der Binnenzölle am 1. Januar 

1959 können auch beim zweiten Zollabbau bereits 
durchgeführte Zollsenkungen angerechnat werden. 

(3) Die Bundesregierung hat bereits vor dem 

1. Januar 1959 im Zuge der Vierten Konjunkturpoli- 
tischen Zollsenkung und aus anderen Veranlassun- 
gen, die nicht durch den EWG-Vertrag gegeben 
waren, zahlreiche Zollsätze, insbesondere der ge- 
werblichen Wirtschaft, um mehr als 20 v. H. ge- 
senkt. Diese Zollsenkungen werden auf den vertrag- 
lich durchzuführenden Zollabbau angerechnet. Für 
den Deutschen Zolltarif 1960 sind deshalb praktisch 
nur noch die Zollsätze für die Waren der Agrar- 
wirtschaft und für solche Waren der gewerblichen 
Wirtschaft herabzusetzen, die auf der Schonliste 
zur Vierten Konjunkturpolitischen Zollsenkung 
standen. 

(4) Die bei der Senkung sich ergebenden Dezimal- 
stellen sind nach unten auf Vio (z. B. 2,8 auf 2,5) 
oder auf volle Zahlen (z. B. 2,4 auf 2) abgerundet 
worden. Bei Mischzollsätzen ist der um 20 v. H. ge- 
senkte spezifische Teil des Ausgangszollsatzes auf 
volle Zehner nach unten abgerundet worden (z. B. 
3,20 DM um 0,64 DM auf 2,50 DM). Durch die Ab- 
rundung ergeben sich in vielen Fällen Mehrleistun- 
gen im Zollabbau gegenüber den Verpfliditungen 
aus dem EWG-Vertrag. Die Bundesregierung be- 
trachtet diese weitergehenden Zollsenkungen nicht 
als „schnellere Zollherabsetzungen" im Sinne des 
Artikels 15 Abs. 2 des EWG-Vertrages, sondern als 
teilweise Zollaussetzungen im Sinne des Artikels 15 
Abs. 1 des EWG-Vertrages. Damit bleiben die in 
den Abrundungen liegenden weitergehenden Zoll- 
senkungen für die kommenden Zollherabsetzungen 
verwertbar. 

(5) Die Finanzzölle (Artikel 17 und Mineral-Proto- 
koll EWG-Vertrag) sind im Deutschen Zolltarif 

1960 wie folgt behandelt worden: 

a) Für Gewürze, Tabak und Tabakerzeugnisse, 
Branntwein und Branntweinerzeugnisse: 

1. Aus dem freien Verkehr der EWG: 

Abbau der Ausgangszollsätze. 


2. Aus anderen Ländern: 

Beibehaltung der bisherigen Zollsätze. 

b) Für Mineralöle und Mineralölerzeugnisse: 

Aus dem freien Verkehr der EWG und aus an- 
deren Ländern: Beibehaltung der bisherigen 
Zollsätze. 

c) Für Kaffee und Tee: 

Die Zollsätze für Kaffee und Tee aus dem freien 
Verkehr der EWG und aus anderen Ländern 
sind bereits im Deutschen Zolltarif 1959 zur Ver- 
meidung von Verkehrsverlagerungen zum Scha- 
den der deutschen Häfen vorzeitig auf die Zoll- 
sätze des Gemeinsamen Zolltarifs der EWG ge- 
senkt worden. Die Senkung beträgt mehr als 
20 V. H. Im Deutschen Zolltarif 1960 war deshalb 
eine Änderung nicht notwendig. 

d) Für Kakaobohnen: 

Aus dem freien Verkehr der EWG und aus an- 
deren Ländern Senkung um 20 v. H. auf 8 v. H., 
höchstens für 100 kg 40 DM. Durch den gleichen 
Zollsatz für Kakaobohnen aus dem freien Ver- 
kehr der EWG und aus anderen Ländern werden 
Verkehrsverlagerungen zum Schaden der Deut- 
schen Häfen vermieden. 

2. Die Umbenennung des Deutschen Zolltarifs 

Mit der Durchführung der zolltariflichen Maßnah- 
men erhält der Deutsche Zolltarif 1959 die ab 1. Juli 
1960 geltende Fassung. Die Neufassung erhält des- 
halb die Bezeichnung „Deutscher Zolltarif 1960". 

3. Andere Änderungen im Deutschen Zolltarif 1960 

Der Deutsche Zolltarif 1960 enthält zwei Änderun- 
gen, die nicht auf einer Verpflichtung aus dem 
EWG-Vertrag beruhen. 

a) Die Vorbemerkungen zum Deutschen Zolltarif 
1960 (S. 7 der Anlage) sind neu gefaßt worden. 
Die Neufassung enthält keine materielle Ände- 
rung. Sie dient der besseren Übersicht und der 
Klarstellung. 

b) Durch die Elfte Verordnung zur Änderung des 
Deutschen Zolltarifs 1959 (Zolltarifvereinbarun- 
gen mit der Schweiz usw.) vom 16. Dezember 
1959 (Bundesgesetzbl. II S. 1494) sind Bücher 
usw. (Tarifnr. 49.01 - B) aus Nicht- EWG -Län- 
dern zollfrei gestellt worden. Dadurch ist die für 
diese Waren noch ausstehende Zollsenkung nach 
dem Beschluß des Ministerrats der EWG vom 

3. Dezember 1958 nachgeholt worden. Nach der 
Elften Verordnung gilt die Änderung bis zum 
30. Juni 1960. Sie soll jedoch auch künftig gel- 
ten. Die Änderung ist deshalb in den Deutschen 
Zolltarif 1960 übernommen worden. 
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